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423. Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr über die
Festlegung und Einziehung von Gebühren für
die Inanspruchnahme von Diensten und
Einrichtungen der Flugsicherung beim An- und

Abflug

(Flugsicherungsan- und Abfluggebührenver-
ordnung 1993 — FSAG-V)

Auf Grund des § 122 Abs. 2 des Luftfahrtgesetzes,
BGBl. Nr. 253/1957, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 452/1992, wird verordnet:

Grundsatz und Geltungsbereich

§ 1. (1) Für die Inanspruchnahme von Diensten
und Einrichtungen der Flugsicherung beim An- und
Abflug auf Flugplätzen wird vom Bundesamt für
Zivilluftfahrt oder seinem Rechtsnachfolger eine
Gebühr zur Deckung der entstehenden Kosten
eingehoben.

(2) An- und Abflug und wiederholte Aufsetz- und
Durchstartmanöver gelten als eine einzige Inan-
spruchnahme.

(3) Als Zähleinheit für die Inanspruchnahme wird
die Landung festgelegt.

Gebührenschuldner

§ 2. (1) Schuldner der Gebühr ist jene natürliche
oder juristische Person, die im Zeitpunkt der
Inanspruchnahme von Diensten und Einrichtungen
der Flugsicherung Halter des Luftfahrzeuges ist.

(2) Ist der Halter nicht bekannt, gilt der
Eigentümer des Luftfahrzeuges so lange als
Luftfahrzeughalter, bis er den Nachweis erbracht

hat, wer der Halter zum Zeitpunkt der Landung
war.

(3) Schuldner der Pauschalgebühr für Segelflüge
auf Flughäfen (§ 4 Abs. 7) ist der jeweilige
Flugplatzhalter.

Berechnungsgrundlagen der Gebühr

§ 3. (1) Grundlagen für die Berechnung der
Gebühr sind:

a) die höchstzulässige Abflugmasse des Luft-
fahrzeuges;

b) die jährlich im voraus geschätzten Kosten der
Dienste und Einrichtungen der Flugsiche-
rung; und

c) die jährlich im voraus geschätzte Zahl der
Landungen, welche Dienste und Einrichtun-
gen der Flugsicherung in Anspruch nehmen
werden.

(2) Eine durch die Schätzung der im Abs. 1 unter
b und c aufgezählten Berechnungsfaktoren mögli-
che Abweichung von den am Jahresende im
nachhinein festgestellten, tatsächlichen Kosten sich
ergebende Über- oder Unterdeckung wird im
zweiten Jahr nach dem in Frage kommenden
Berechnungszeitraum ausgeglichen.

Berechnung der Gebühr auf Flughäfen

§ 4. (1) Die Gebühr für eine Inanspruchnahme
von Diensten und Einrichtungen der Flugsicherung
auf Flughäfen durch ein Luftfahrzeug mit einer
höchstzulässigen Abflugmasse von mehr als zwei
Tonnen wird nach folgender Formel berechnet:
G (Gebühr) = Gs (Gebührensatz) x Gf (Gewichts-
faktor des Luftfahrzeuges).

(2) Der Gewichtsfaktor (Gf) des Luftfahrzeuges
ist die Quadratwurzel der durch fünfzig geteilten
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höchstzulässigen Abflugmasse des Luftfahrzeuges,
ausgedrückt in Tonnen. Die so errechnete Zahl wird
auf zwei Stellen hinter dem Komma gerundet.

(3) Der Gebührensatz (Gs) ergibt sich aus der
Teilung der geschätzten Kosten der Dienste und
Einrichtungen der Flugsicherung auf allen österrei-
chischen Flughäfen durch die geschätzte Anzahl der
Anflüge pro Verrechnungsjahr.

(4) Der Gebührensatz wird jeweils bis spätestens
15. November des vor seinem Inkrafttreten liegen-
den Jahres in luftfahrtüblicher Weise verlautbart.

(5) Die Gebühr für eine Inanspruchnahme von
Diensten oder Einrichtungen der Flugsicherung auf
Flughäfen durch ein Luftfahrzeug mit einer
höchstzulässigen Abflugmasse von mehr als einer
Tonne bis zu zwei Tonnen beträgt 300 S je
Zähleinheit.

(6) Die Gebühr für eine Inanspruchnahme von
Diensten und Einrichtungen der Flugsicherung auf
Flughäfen durch ein Luftfahrzeug mit einer
höchstzulässigen Abflugmasse bis zu einer Tonne
beträgt 150 S je Zähleinheit.

(7) Die Gebühr für die Inanspruchnahme von
Diensten oder Einrichtungen der Flugsicherung auf
Flughäfen durch Segelflugzeuge wird als eine
Pauschalgebühr festgelegt, die zwischen fünf- und
zehntausend Segelflügen pro Kalenderjahr 20 000 S
und bei mehr als zehntausend Segelflügen pro
Kalenderjahr 50 000 S beträgt.

Genehmigung der Gebühr

§ 5. Die nach den in § 4 festgelegten Grundsätzen
zu errechnenden Gebührensätze bedürfen vor ihrer
Verlautbarung der Genehmigung des Bundesmini-
sters für öffentliche Wirtschaft und Verkehr.

Fälligkeit und Entrichtung der Gebühr; Mitwirkung
der Flugplatzhalter

§ 6. (1) Die Gebühr ist mit der Inanspruchnahme
von Diensten und Einrichtungen der Flugsicherung
fällig und sofort zu entrichten.

(2) Die Pauschalgebühren gemäß § 4 Abs. 7 sind
mit Ablauf des den Berechnungszeitraum bildenden
Kalenderjahres fällig und sofort zu entrichten.

(3) Eine andere als in Abs. 1 und 2 festgelegte
Fälligkeit und Entrichtung der Gebühr bedarf der
schriftlichen Vereinbarung mit dem Bundesamt für
Zivilluftfahrt oder seinem Rechtsnachfolger.

(3) Aus Gründen der Vereinfachung erfolgt die
sofortige Entrichtung der Gebühr bei jenen Stellen,
welche die Flugplatzhalter zur Begleichung der für
die Benützung ihres Flugplatzes vorgeschriebenen
Entgelte eingerichtet haben.

(4) Die Flugplatzhalter überweisen die gemäß
Abs. 3 erzielten Einnahmen bzw. die Pauschalge-
bühren gemäß § 4 Abs. 7 an das Bundesamt für
Zivilluftfahrt oder an seinen Rechtsnachfolger.

(5) Die den Flugplatzhaltern durch die Einhe-
bung und Überweisung der Gebühr entstehenden
Kosten werden mit 3 vH der Summe der eingehobe-
nen Gebühren abgegolten. Dies erfolgt durch
Abzug von den an das Bundesamt für Zivilluftfahrt
oder seinen Rechtsnachfolger gemäß Abs. 4 zu
überweisenden Einnahmen.

(6) Die Flugplatzhalter haben dem Bundesamt für
Zivilluftfahrt oder seinem Rechtsnachfolger alle
Informationen zur Verfügung zu stellen, die zur
Errechnung und Vorschreibung der Gebühr für die
Inanspruchnahme von Diensten und Einrichtungen
der Flugsicherung erforderlich sind.

Einbringung der Gebührenforderung

§ 7. Zahlt der Schuldner der Gebühr nicht, so ist
die Gebührenforderung auf dem Zivilrechtsweg
einzubringen.

Reduzierung der Gebühr

§ 8. Die Gebühr wird um 50 vH reduziert für:
a) Flüge, die zum Zweck des Erwerbs eines

Privatpilotenscheines oder eines Privat-Hub-
schrauberpilotenscheines durchgeführt wer-
den;

b) Flüge, die Fallschirmspringer absetzen.

Ausnahmen von der Gebührenpflicht

§ 9. Von der Gebührenpflicht sind befreit:
a) Flüge zur Kontrolle oder Vermessung von

Funknavigationshilfen;
b) Such- und Rettungsflüge;
c) Einsatzflüge gemäß § 145 des Luftfahrtgeset-

zes.

Übergangsbestimmungen

§10. (1) Für den Zeitraum vom 1. Juli bis
31. Dezember 1993 werden vorgeschrieben:

a) der Gebührensatz nach § 4 Abs. 3 für
nationale Flüge in der Höhe von 1 900 S, das
sind 50 vH, für internationale Flüge in der
Höhe von 2 800 S, das sind 75 vH;

b) die Gebühr nach § 4 Abs. 5 für nationale
Flüge in der Höhe von 150 S, für internatio-
nale Flüge in der Höhe von 200 S;

c) die Gebühr nach § 4 Abs. 6 für nationale
Flüge in der Höhe von 75 S, für internationale
Flüge in der Höhe von 110 S.

(2) Für den Zeitraum vom 1. Jänner bis
31. Dezember 1994 werden folgende Prozentsätze
und Gebühren vorgeschrieben:
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a) für die Gebühr nach § 4 Abs. 3 für nationale
Flüge 62,5 vH, für internationale Flüge
80 vH;

b) die Gebühr nach § 4 Abs. 5 für nationale
Flüge in der Höhe von 190 S, für internatio-
nale Flüge in der Höhe von 240 S;

c) die Gebühr nach § 4 Abs. 6 für nationale
Flüge in der Höhe von 95 S, für internationale
Flüge in der Höhe von 120 S.

(3) Für den Zeitraum vom 1. Jänner bis
31. Dezember 1995 werden folgende Prozentsätze
und Gebühren vorgeschrieben:

a) für die Gebühr nach § 4 Abs. 3 für nationale
Flüge 75 vH, für internationale Flüge 86 vH;

b) die Gebühr nach § 4 Abs. 5 für nationale
Flüge in der Höhe von 225 S, für internatio-
nale Flüge in der Höhe von 260 S;

c) die Gebühr nach § 4 Abs. 6 für nationale
Flüge in der Höhe von 110 S, für internatio-
nale Flüge in der Höhe von 130 S.

(4) Für den Zeitraum vom 1. Jänner bis
31. Dezember 1996 werden folgende Prozentsätze
und Gebühren vorgeschrieben:

a) für die Gebühr nach § 4 Abs. 3 für nationale
Flüge 87,5 vH, für internationale Flüge
93 vH;

b) die Gebühr nach § 4 Abs. 5 für nationale
Flüge in der Höhe von 260 S, für internatio-
nale Flüge in der Höhe von 280 S;

c) die Gebühr nach § 4 Abs. 6 für nationale
Flüge in der Höhe von 130 S, für internatio-
nale Flüge in der Höhe von 140 S.

Inkrafttreten

§ 11. (1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1993 in
Kraft.

(2) § 4 Abs. 7 und § 6 Abs. 2 treten am 1. Jänner
1994 in Kraft.

Klima

424. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über die Entrichtung
eines Beitrags zur Förderung der Milchlei-

stungskontrolle

Auf Grund des § 8 des Marktordnungsgesetzes
1985, BGBl. Nr. 210, in der Fassung der Marktord-
nungsgesetz-Novelle 1992, BGBl. Nr. 373, wird
verordnet:

§ 1. Zur Förderung der Milchleistungskontrolle
bei Rindern ist ein Beitrag zu entrichten.

§ 2. (1) Das Aufkommen an Beiträgen ist für
Zuschüsse an die Landes-Landwirtschaftskammern
— soweit im jeweiligen Bundesland eine Milchlei-
stungskontrolle stattfindet — zu verwenden. Die
Aufteilung der Zuschüsse ist jeweils für ein
Kalenderjahr unter Heranziehung der Daten dieses
Kalenderjahres wie folgt zu berechnen:

Z = (45 L : SL) + (55 K : SK)

Hiebei ist

Z = der prozentuelle Anteil des jeweiligen
Landes an der Summe der Zuschüsse;

L = die Milchlieferleistung im betreffenden
Land;

SL = die gesamtösterreichische Milchlieferlei-
stung;

K = die Zahl der Kontrollkühe im jeweiligen
Land zu einem bestimmten Stichtag;

SK = die Summe der im gesamten Bundesgebiet
zu diesen Stichtagen gezählten Kontroll-
kühe.

Stichtag ist in den Ländern Salzburg, Tirol und
Vorarlberg der 31. Oktober und in den übrigen
Ländern der 30. September. Beim Verhältnis der
Aufteilung sind zwei Dezimalstellen zu berücksich-
tigen, die dritte Dezimalstelle ist entsprechend auf
oder abzurunden.

(2) Die AMA (Agrarmarkt Austria) hat den
Landes-Landwirtschaftskammern jeweils bis zum
10. eines Monats Zuschüsse in der Höhe der
Beiträge auszuzahlen, die bei der AMA bis zum 8.
des Monats eingegangen sind. Hiebei ist zwischen
dem 1. Juli eines Jahres und dem 30. Juni des
folgenden Jahres das Aufteilungsverhältnis (Abs. 1)
desjenigen Kalenderjahres zugrunde zu legen,
welches ein halbes Jahr vor dem Beginn dieses
Zeitraumes geendet hat. Allfällige Unterschiedsbe-
träge zwischen den in einem Kalenderjahr ausbe-
zahlten und den für dieses Kalenderjahr zustehen-
den Zuschüssen sind bis 30. September des folgen-
den Jahres auszugleichen.

(3) Die AMA hat dem Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft monatlich über die von ihm
ausbezahlten Zuschüsse und spätestens gleichzeitig
mit dem Rechnungsabschluß (§ 67 Abs. 2 des
Marktordnungsgesetzes) über einen allenfalls
durchgeführten Ausgleich von Unterschiedsbeträ-
gen zu berichten.

(4) Die Landes-Landwirtschaftskammern haben
dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
bis zum 31. März eines jeden Jahres eine
Abrechnung über die im vorangegangenen Jahr
zugeflossenen Zuschüsse und deren Verwendung
vorzulegen.

§ 3. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1993 in
Kraft.
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(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt
die Verordnung über die Entrichtung eines
Beitrages zur Förderung der Milchleistungskon-
trolle, BGBl. Nr. 164/1960, in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 390/1967, 352/1974,
309/1976 und 384/1976 außer Kraft.

Fischler

4 2 5 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz
über das Verfahren zur Untersuchung von
Rindern auf Antikörper gegen das Virus der

IBR/IPV

Auf Grund des § 3 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom
12. Dezember 1989 zur Bekämpfung der Infektiö-
sen Bovinen Rhinotracheitis und der Infektiösen
Pustulösen Vulvovaginitis (IBR/IPV-Gesetz),
BGBl. Nr. 636/1989, wird verordnet:

§ 1. Die Untersuchung des Blutserums eines
Rindes auf das Vorhandensein spezifischer Antikör-
per gegen das Virus der IBR/IPV ist mittels eines
Enzyme-linked Immunosorbent Assay (ELISA-
Verfahren) durchzuführen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. August 1993 in
Kraft.

Ausserwinkler

426. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Auflassung eines für den Durchzugsverkehr
entbehrlich gewordenen Abschnittes der B 21
Gutensteiner Straße im Bereich der Gemein-

den Halltal und Mariazeil

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 420/1992 wird verord-
net:

Der Straßenteil der B 21 Gutensteiner Straße von
km 98,470 bis km 99,975 wird, soweit er durch die
Umlegung auf den bereits fertiggestellten und
verkehrsübergebenen — mit Verordnung vom
15. Juli 1987, BGBl. Nr. 375, bestimmten -
Abschnitt „Kreuzberg/Mariazeil" für den Durch-
zugsverkehr entbehrlich wurde, als Bundesstraße
aufgelassen.

Schüssel


